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Brokdorf: Klaus Matthiesen* warnt vor der Großen Koalition des Schweigens
N

»Ich bin dazu nicht bereit«
m Mai wurde − wieder einmal − aus einem

Saulus eine Paulus. Hatte sich vor der Land−

tagswahl 1979 der schleswig−holsteinische

Ministerpräsident Stoltenberg zu dem ge−

planten Kernkraftwerk Brokdorffür nicht zu−

ständig erklärt, so verkündete er nun nach

Kabinettsbeschluß, die Landesregierung wer−

de nach der atomrechtlich notwendigen Prü−

fung des Antrags auf eine zweite Teilerrich−

tungsgenehmigung durch das Bundesinnen−

ministerium den Betreibern von Brokdorf,

NWK und HEW, grünes Licht geben.
Der Wandel kam nicht von ungefähr. Pres−

seerklärungen des Hamburger Bürgermei−
sters Klose und Parteitagsbeschlüsse der

Yamburger SPD ließen erkennen, daß der

?Bauherr? Hamburgbereit sein könnte, sich

durch Senatsbeschluß aus dem Projekt Brok−

dorf zurückzuziehen.
Dafür gab und gibt es gute Gründe: Der

erste und für Sozialdemokraten in Regie−

rungsverantwortung zumindest gewichtigste
war: Der Berliner Parteitagsbeschluß der

SPD zum ThemaEnergie hatte der Nutzung
der Kohle Priorität eingeräumt. Die Option,
auf Kernenergie zu verzichten, sollte geöff−

net, die Option, Kernenergie zur Stromerzeu−

gung zu nutzen, industriepolitisch nicht ver−

baut werden. Mit dem Projekt Brokdorf wäre
aber versorgungspolitisch bereits für die 90er

Jahre die endgültige Entscheidung im nord−

deutschen Raum für die Option Kernenergie

gefallen.
Ein weiterer Grund: Mit dem Kernkraft−

werk Brunsbüttel, das, kurz nach der Inbe−

triebnahme am 18. Juni 1978 stillgelegt, erst

in diesem Monat wieder seinen Betrieb auf−

nehmen konnte, und dem 1983 in Dienst zu

stellenden Kernkraftwerk Krümmel zusam−

sen wäre die Stromversorgung Hamburgs
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fast zu zwei Drittel von der Kernenergie|

abhängig.
Außerdem kann mit einer Inbetriebnahme

Brokdorfs realistischerweise erst nach 1990

gerechnet werden. Damit entfällt das Argu−

ment, Brokdorf diene der Versorgungssicher−
heit Mitte der 80er Jahre.

\

Bei insgesamt stagnierenden (HEW) oder

gar dramatisch rückläufigen Stromzuwachs−
raten (NWK) erschien und erscheint also der
Ausbau mittlerer Kohlekraftwerksblöcke auf

überwiegend Importkohlebasis mit der

Chance, die Hamburger Fernwärmeversor−

gung auszubauen,als eine sinnvolle und ver−

sorgungspolitisch notwendige, Perspektive.
So sinnvoll und notwendig, daß wohl auch

Ministerpräsident Stoltenberg die Gefahr

heraufziehen sah,−Bürgermeister Klose wür−
de seine Senatskollegen für den Rückzug
Hamburgs aus dem Projekt Brokdorf gewin−
nen können.

Konzertierte Aktion

zeigt Wirkung
Schnelle Hilfe tat not. Denn auch die Be−

treiber waren verunsichert. Zu genau wußte

man in den Vorstandsetagen, daß bei einem

möglichen Regierungswechsel 1983 in Kiel es
für den Weiterbau von Brokdorf nur Schwie−

rigkeiten geben würde. So drängte man eher
aufeine rasche grundsätzliche Entscheidung.

Stoltenberg fand schnell seine Verbünde−

ten. Es fügte sich gut, daß der Aufsichtsrats−
vorsitzende der NWK, von Bennigsen, zu−

gleich auch Aufsichtsratsvorsitzender der
Mutter der NWK, der Preußischen Elektrizi−
tätswerke Hannover, PREAG, ist, die wieder−
um der VEBA gehört, einem Konzern in
Kleinaktionärs− bzw. zu 43 Prozent in Bun−

desbesitz: Vorstandsvorsitzender Rudolf von

Bennigsen. Er gewann die PREAG dafür, der

bedrängten Tochter NWK für den Fall des

Ausstiegs der HEW aus Brokdorf zur Seite zu

stehen, um so das Projekt Brokdorf auf alle

Fälle voranzutreiben. In Bundeswirtschafts−

minister GrafLambsdorff besaß er schonlän−

ger einen Verbündeten. Damals übrigens
noch im Gegensatz zu seinen schleswig−hol−
steinischen FDP−Parteifreunden.

Bennigsen unterband zudem im Bereich

der NWKalle weiteren vorbereitenden Pla−

nungen für Kohleprojekte mit dem Hinweis

darauf, daß jetzt erst Brokdorf durchgezogen

werden müsse, weil es sonst überflüssig wür−

de. Stoltenberg konnte daraufhin der stau−

nenden Öffentlichkeit sagen, daß ihm Anträ−

ge zur Genehmigung von Kohlekraftwerken

nicht vorlägen, er sie also auch nicht geneh−

migen könne. Außerdem ließ er über seinen

Wirtschaftsminister Westphal und dessen

niedersächsischen CDU−Koliegin
Breuel wis−
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. stiegs aus Brokdorf weder auf schleswig−hol−

_ steinischem noch auf nieder.ächsischen Ge−

biet Standorte für Koblekrafiwerke geneh−

migt bekommen. Zuvor batte er sich noch

schriftlich vom Bundeskanzler bestätigen las−

sen, ?daß auch der Bau des Kernkraftwerkes

Brokdorf mit der energiepohtischen Zielset−

| zung des Energiepioyramms der Bundesre−

, gierung in Einklang steht?.

Die Gründefür die Haltung der hundesbe−

stimmten kernenergiepohtüschen Nothelfer

für die NWK wurden deutlich, als von Ben−

nigsen im November eine Energieprognose

für das Jahr 2000für die Bundesrepublik mit

einer Vertünflachung der heutigen Kernkraft−

kapazität stellte, be? jetzt zehn in Betrieb be−

findlichen Kernkraftwerken exakt je zwei

neue pro Jahr: merkwürdig, wie diese Pro−

gnose mit der Forderung der Mülheimer

Krafiwerksunion (KWU) als Reaktorbauer

übereinstimmte, jährlich müsse unterneh−

menspolitisch der Bau von zwei Kernkraft−

?rken gesichert sein. Eine Forderung, die

sich − dern Vernehmen nach − auch Lambs−

dorffin den vorbereitenden Koalitionsgesprä−

chen zu eigen gemacht hatte.

Die konzertierte Aktion zeigte Wirkung.

Der Hamburger Senat vertagte seine

ursprünglich für November anberaumte Ent−

scheidung. Ein Parteitag 1m Januar/Februar

−

soll inm erneut eine Entscheidungshilfe ge−
|

ben. Die Hamburger FDP blieb allerdings bei

| ihrem klaren Nein zu Brokdof.

Die FDP−Landtagsfraktion in Schleswig−

Holstein hingegen hieß wissen, daß, wenn der

Bedart für Brokdorf nachweisbar wäre, sie Ja |

zu Brokdorf sagen würde. Eine sicherlich

nicht nur energiepolitisch, sondern auch ko−

alitionspolitisch bedeutsame Aussage für die

Landtagswahl 1983. Ein ebenfalls auf den Ja−

nuar einberufener Sonderparteitag der FDP

Schleswig−Holsteins soll nun zwischen ener−

giepolitischer Neuorientierung gemäß alter

Beschlußlage odei möglicherweise auch ko−

®
alitionspolitischer Neuorientierung entschei−

an.

Es bleibt beim
Nein der SPD

Die Bundesregierung selbst, so scheint es,

kann sich in Schweigen hüllen: Entscheidun−

gen von Unternehmen mit bestimmendem

Einfluß des Bundes sind ?ausschließlich

unternehmerische Entscheidungen?. Eben.

Allein die schleswig−holsteinischen Sozial−

dempkraten blieben bislang bei ihrem ein−

deutigen Nein zu Brokdorf. Mit einem Lan−

desgesetz zurEnergiesicherung habensie zu−

dem konkret die Wege beschrieben, die regio−

nal möglich sind, um nicht in den massiven

Ausbau der Kernenergie einsteigen ZU müs−

sen. Denn darum geht es.

Es geht um die stilschweigende Allpar−

teienkoalition in den Wiedereinstieg in die

Kernernergie. Kraftwerksbauer, große Ener−

gieversorger und ?verantwortliche? Politiker

halten nach angeblichem Erlahmen der Anti−

Kernkraft−Bewegung ihre Stunde für pekom−

men:
’ ® Die Kernkraftwerksbauer, weil sie = ver−

I:
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− ihre Unternehmenszu−

kunft sichern wollen.

.@ Die großen Energieversorgungsunterneh−

men, weil sie bei steigenden Ölpreisen ihre

Marktchance für den drastischen Mehrver−

kauf von Strom zu Heizzwecken wittern.

& Politiker, die schon immer der Meinung

waren, dal ohne den Ausbau der Kernener−

gie die sozial− und gesellschaftspolitischen
Probleme des Landes nicht zu lösen sind.

Und Brokdorf ist dafür die Wendemarke.

Denn Brokdorfist ja nicht irgendein Kern−

kraftwerk. Brokdorfist für die einen fast ein

nationales Symbol für den Widerstand gegen

diese Großtechnologie. Für die anderen soll

Brokdorf der Beginn für den endgültigen Weg

in die Kernenergie werden.

Können sich Sozialdemokraten guten Ge−

wissens zum Helfer derjenigen machen, de−

nenein breiter energie− und gesellschaftspoli−
ischer Konsens schnuppe ist? Sind industrie−

politische Interessen etwa wichtiger?

Koalition der

doppelten Moral
Der Berliner Parteitag geht wie die Enque−

te−Kommission des Deutschen Bundestages

von den in den 80er Jahren offenzuhaltenden

Optionen aus, und plädiert_für eine Politik,

?die als rationale und faire Vermittlung bei−

der Wege angelegtist und deshalb auch von

Befürwortern beider Wege mitgetragen wer−

den kann?. Parteitag und Kommission ma−

chen darüber hinaus konkrete Vorgaben.

® Zum Beispiel für die Priorität Kohle. Ich

{frage deshalb Sozialdemokraten in Nord−

deutschland: Was haben wir beim Ausbau

zukünftiger Kraftwerkskapazität für diese

Priorität getan?
© Zum Beispiel politisch auf Energieversor−

gungsunternehmenzugunsten einer von uns

gestalteten Energierpolitik Einfluß zu neh−

men. Ich frage die Sozialdemokraten in der

Bundesregierung: Warum nehmensie ihren

Einfluß aufvom Bund beherrschte Unterneh−

men nicht wahr? Oder haben sie ihn doch

wahrgenommen?
® Zum Beispiel wird die Erteilung weiterer

Betriebsgenehmigungen von Kernkraftwer−

ken an die Lösung der Entsorgungsfrage ge−

knüpft? Ich fragealle dafür Verantwortlichen:

Ist die Einschätzung des nordrhein−westfäli−

schen Wirtschaftsministers Jochimsen, daß

wir von einer solchen Lösungtechnisch eher

weiter entfernt als ihr nahe sind,nichtrich−

tig? Wer verantwortet dann eigentlich in be−

zug auf 1990 die weitere Produktion von ato−

marem Müll?
Wo sind die Anstrengungen geblieben,alle

die konkreten Punkte zum Energiesparen,
zur Neugestaltung der Stromtarife, zur Ein−

sparung von Benzin usw. umzusetzen, die Vor−

aussetzung waren für ein Ja zur Energierest−

bedarfsdeckung durch Kernenergie.
An Brokdorf, jedenfalls nach dem Willen

der schleswig−holsteinischen Sozialdemokra−

ten, wird die Koalition der doppelten Moral in

der Energiepolitik scheitern. Eine Arbeitstei−
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=2| lung zwischeneenwo sich die

?J einen um einen machbaren Konsens zwi−

schen Kernenergieskeptikern und −befürwor−
tern bemühen und den anderen, die mög−
lichst den einseitigen industriepolitischen
Interessen nachgeben wollen, wird am Bei−

spiel Brokdorf nicht funktionieren.
Der Preis ist die Glaubwürdigkeit der Par−

tei SPD. Ich bin nichtbereit, diesen Preis zu

zahlen.
Der Bundeskanzler hat in seiner Regie−

rungserklärung gesagt: ?Man dürfe die Kern−

energie dem Volke nicht einfach überstül−

pen.? Richtig: Dann darf man sie aber auch
nichtin einer Allparteienkoalition auf leisen

Sohlen herbeiführen.
Sozialdemokraten und Freie Demokraten

in Hamburg und Schleswig−Holstein haben

noch die Möglichkeit, sich zumindest dieser
Form vonPolitik zu verweigern.
Was die ernergiepolitische Glaubwürdig−

keit der SPD und den Gewinn junger Men−
schen für eine vermitteibare reformerische
Politik angeht, haben viele Sozialdemokrateg
in Bonn, Hamburg, Kiel und anderswojetzt
eine Bewährungsprobe zu bestehen. In die−

sem Sinne ist Mut zur Zukunft gefragt.

* DerAutor ist Oppositionsführer im schleswig−
holsteinischen Landtag und Mitglied des SPD−

Parteivorstands.
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